
2536 085IE 35/56
Verkündet am 14. November 1956 
Symalla, JustizoberSekretär 

als Urkundsbeamter der Geschäfts­
stelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s
In dem Rechtsstreit 

1 c der Witwe Elisabeth geb
2. der minderjährigen Lieselotte Ml 
3 6 der minderjährigen Ger lind M 
4. des minderjährigen Bernhard M1
zu 2 bis 4 gesetzlich vertreten durch deren Mutter, die 
Klägerin zu 1, sämtlich wohnhaft in R e f l H H H W ?  ^  

reg
Kläger, Berufungskläger und Revisions­
kläger, '

.- Prozeßbevollmächtigter? Rechtsanwalt Br,

gegen

die Witwe Alwine gebe
straße 9 ,

in Mad,

Beklagte, Berufungsbeklagte und 
Revisionsbeklagte,

- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt

hat der V« Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 14. November 1956 unter Mitwirkung des 
Senatspräsidenten Brc. Tasche und der Bundesrichter 
Br. Augustin, Schuster, Br* Rothe und Br. Freitag

für Recht erkannt?

Bie Revision gegen das Urteil des 5. Zivil­
senats des Oberlandesgerichts in Hamm i.W. vom 
31. Januar 1956 wird auf Kosten der Kläger zu­
rückgewiesen.

Von Rechts wegen
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Tatbestand!

Durch notariellen Vertrag vom 12. Dezember 1940 ver­
kaufte der Architekt Bernhard sein Grundstück in
Ma£^ BflHBfetraße 9  zum Preise von 33 000 HM an den 
Kaufmann Johann Efllfe, <*en Erblasser der Beklagten. In dem 
auf diesem Grundstück errichteten feeböude betrieb der Ver­
käufer ein Lichtspieltheater- Er beabsichtigte damals, die­
ses Unternehmen in einen zu erstellenden Neubau zu verlegen, 
während E J H )  sein benachbartes Möbelgeschäft durch den An­
kauf des Grundstücks erweitern wollte. Auf den vereinbarten 
Kaufpreis zahlte der Käufer 10 000 HM an, weitere 10 000 HM 
sollten durch Übernahme einer auf dem Kaufobjekt lastenden 
Hypothek ausgewiesen, der Rest bei der Auflassung bezahlt 
werden. Nr III, IV und V der Vertragsurkunde lauten?

III.......
Die Besitzübergabe erfolgt nach Pertigstellung 
des von dem Verkäufer neu zu errichtenden Licht­
spieltheaters. Der Verkäufer verpflichtet sich, 
unter Berücksichtigung der heutigen Zeit- und Bau­
verhältnisse den von ihm in Aussicht genommenen 
Neubau des Lichtspieltheaters baldmöglichst zu er­
richten. Die Auflassung erfolgt spätestens nach 
dem Umzug. .....
IVc Der Käufer verpflichtet sich, auf dem Kauf­
grundstück weder ein Lichtspieltheater selbst zu 
betreiben* noch von Dritten betreiben zu lassen.

Da die Auflassung zur Zeit noch nicht erfolgen 
kann, bewilligt und beantragt der Verkäufer, daß 
auf Auflassung für den Käufer eine dahingehende 
Vormerkung in das Grundbuch eingetragen wird.



Weder von dem Verkäufer, der am 15. Oktober 1952 ver­
starb, noch von seinen Erben, den Klägern, ist in der 
Folgezeit ein neues Lichtspieltheater erbaut worden« Die 
Kläger führten das alte Unternehmen weiter« Sie weigerten 
sich, das verkaufte Grundstück aufzulassen und der Beklag­
ten den Besitz daran zu verschaffen. Sie vertraten die Auf­
fassung, sie seien an den Kaufvertrag nicht mehr gebunden. 
Dieser sei unter einer aufschiebenden Bedingung, nämlich 
der Errichtung eines neuen Lichtspieltheaters, abgeschlos­
sen worden. Die Bedingung sei endgültig ausgefallen. Denn 
weder während des Krieges noch später habe die Möglichkeit 
bestanden, ein Bauvorhaben der hier in Betracht kommenden 
Art zu verwirklichen« Die tatsächliche, geschäftliche und 
finanzielle Möglichkeit, den Neubau zu errichten und das 
alte Gebäude zu räumen, sei die Gebchäftsgrundlage des Kauf­
vertrages gewesen; die sei in Wegfall gekommen. Die Baureser­
ve des Verkäufers sei durch die Währungsumstellung zusammen­
geschrumpft, eine Auffüllung ohne sein Verschulden dann nicht 
mehr möglich gewesen. Auch die Kläger seien*mangels ausrei­
chender Mittel nicht in der Lage, einen Neubau zu erstellen. 
Sie hätten zwar einen Grundbesitz mit einem Einheitswert 
von annähernd 236 000 DM geerbt, doch müßten sie für die 
Abtragung einer hypothekarischen Belastung und für die Er­
füllung eines Vermächtnisses hohe Aufwendungen auf lange 
Zeit hinaus machen. Die Räumung des Grundstückes ohne Er­
richtung eines Neubaues würde andererseits eine Existenz­
bedrohung für sie darstellen, denn sie seien auf die Ein­
künfte aus dem Kinobetrieb unbedingt angewiesen. Ein solches 
Opfer könne schlechterdings von ihnen nicht verlangt werden. 
Diese durch Kriegs-* und Nachkriegsverhältnisse sowie den 
Erbgang eingetretenen persönlichen und wirtschaftlichen

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Veränderungen müßten als Wegfall der Geschäftsgrundlage 
gewertet werden. Die Kläger seien daher berechtigt, vom 
Vertrag zurückzutreten, aber auch bereit, der Beklagten 
für die Teilanzahlung den Umstellungswert von 1000 DM zu­
rückzuzahlen o

Die Kläger haben beantragt,
festzustellen, daß sie nicht verpflichtet sind, das 
im Grundbuch von M a ^ B d  46 Bl 1336 eingetragene, 
in Ma®, Brassertstraße 84 gelegene Grundstück an 
die Beklagte aufzulassen und ihr zu übergeben«

Die Beklagte hat beantragt, 
die Klage abzuweisen.

Sie hat vorgetragen, der Kaufvertrag sei bedingungslos abge­
schlossen worden. Dem Verkäufer sei lediglich Stundung hin­
sichtlich seiner Auflassungs- und Bäumungsverpflichtung ein­
geräumt worden. Da er seinen Plan, einen Neubau zu errichten 
endgültig aufgegeben habe, .sei die Stundung hinfällig gewor­
den. Auch die Berufung auf die Hegeln vom Wegfall der Ge­
schäftsgrundlage gehe fehl; allerdings sei beiden Parteien 
die Vorstellung gemeinsam gewesen, daß ein Neubau für ein 
Lichtspieltheater errichtet werde. Die Möglichkeit, einen 
solchen Bau zu errichten, sei aber mindestens in der Nach­
kriegszeit gegeben gewesen* Wesentliche grundlegende Verän­
derungen seien insoweit nicht eingetreten. Es komme in die­
ser Hinsicht lediglich auf die allgemeinen, nicht aber auf 
die persönlichen wirtschaftlichen und finanziellen Verhält­
nisse der Kläger an. Überdies seien die Kläger durchaus in 
der Lage gewesen, den Neubau zu errichten*
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Das Landgericht hat die Klage abgewiesen.

Im Berufungsverfahren haben die Kläger ihre Anträge 
wiederholt und zur Ergänzung ihrer früheren Ausführungen 
noch vorgetragen, auch eine ergänzende Vertragsauslegung 
müsse ihnen zu einem Eücktrittsrecht verhelfen« Das Pest­
halten der Beklagten am Vertrage stelle sich auch als eine 
unzulässige Rechtsausübung dars die Beklagte habe zugelas­
sen, daß das Lichtspieltheater im Jahre 1950/51 mit einem 
Kostenaufwand von 20 000 IM verbessert worden sei; im Jahre 
1953 habe sie erstmals Erfüllung des Kaufvertrages verlangt

Das Berufungsgericht hat die Berufung der Kläger zu­
rückgewiesen.

Mit der Revision verfolgen die Kläger ihren Klagean­
trag weiter, während die Beklagte das Rechtsmittel zurückr- 
gewiesen haben will,

Entscheidungsgründei
n ........   «me» ■ ■ » » ■ ■ ■ i t w »

' ' A +

I. Das Berufungsgericht legt die Br III des am 12. De­
zember 1940 abgeschlossenen Kaufvertrages dahin aus, daß 
nur der Zeitpunkt der vollständigen Erfüllung, nicht aber 
der Vertrag selbst von der Errichtung des vom Verkäufer 
geplanten Neubaues eines Lichtspieltheaters abhängig ge­
macht wurde. Bernhard habe sich ausdrücklich ver­
pflichtet, baldmöglichst mit dem Bau zu beginnen; beide 
Vertragsteile hätten dieses Ereignis nicht als ein ungewis­
ses angesehen. Der Kaufvertrag sei daher nicht als unter 
einer Bedingung im Sinne des § 158 BGB abgeschlossen anzu-



sehen. Per Zeitpunkt der Fälligkeit der dem Verkäufer ob-* 
liegenden Leistung und damit der Beendigung der ihm gewähr­
ten Stundung sei allerdings vom Willen des Verkäufers ab­
hängig gemacht worden. Pie Parteien seien aber ersichtlich 
von der Erwägung ausgegangen, daß es die kriegsbedingten 
Baubeschränkungen seien, die den Verkäufer hinderten, sei­
nen Plan sofort auszuführen„ Mit dem Abschluß der Währungs­
umstellung seien diese Hindernisse weggefallen« Nach dem 
Willen der Parteien sei nunmehr der Zeitpunkt gekommen gewe-

ßsen, zu dem der Verkäufer zu bauen und den Vertrags zu er-* 
füllen hatte. Br habe jetzt nicht mehr die Möglichkeit ge­
habt zu überlegen, ob er noch bauen wolle. Stelle aber die * 
Klausel der Nr III des Kaufvertrages eine Befristung im Sinne 
des § 163 BGB dar, so ergebe sich aus § 162 BGB, der entspre­
chend zur Anwendung zu kommen habe,, daß sich die Kläger grund­
sätzlich so behandeln lassen müßten, als wäre der Bäu des 
neuen Lichtspieltheaters errichtet worden. Penn Bernhard

habe den Eintritt der Fälligkeit vertragswidrig hinaus- 
geschoben$ er habe schließlich überhaupt nicht mehr bauen 
wollen«

' * ' V ' '
Pie Revision greift die Ausführungen des Berufungsge* 

richts,- soweit sie das Vorliegen einer Bedingung verneinen, 
nicht an« In diesem Umfang lassen die Urteilsgründe des 
Oberlandesgerichts auch keinen Rechtsirrtu». erkennen.
Pie Auslegung des Berufungsgerichts setzt sich nicht in,Wider­
spruch mit dem- Wortlaut der notariellen Urkunde, verstößt 
nicht gegen die gesetzlichen Äuslegungsregeln (§§ 133, 157 BGB) 
und beachtet die Interessenlage, die bej. Abschluß des Vertra­
ges vorhanden war. Pie Revision beanstandet indes, daß das 
Oberlandesgericht den $ 162 BUB entsprechend zur Anwendung
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gebracht hat, Ihr ist zuzugeben, daß eine unmittelbare Anwea« 
dung dieser Vorschrift, wie sich schon aus dem Wortlaut des!
§ 163 BGB ergibt, nicht stattfindet. Auch ist es zweifelhaft, 
ob sie sinngemäß Platz greifen kann (verneinend Palandt BGB 
§ 163 Anm 1? RGRK § 163 Anm 1; Soergel § 163 Anm 3? bejahend, 
jedoch nicht schlechthin, sondern für einen besonders gelager 
ten Pall Enneccerus-Iiehmann 14* Aufl Allg. Teil des bürgerli­
chen Rechtes Bd 1 § 199 I Fußnote 1). Die Entscheidung diesst 
Frage kann indes dahinstehen. Um die Fälligkeit des Auflas- 
sungs- und Räumungsanspruches der Beklagten zu begründen, 
bedurfte es nicht der sinngemäßen Anwendung des in § 162 BGB 
ausgesprochenen allgemeinen Gedankens, daß aus der Verlet­
zung einer Treuepflicht keine Rechte hergeleitet werden dürfe«: 
Sie ergibt sich vielmehr zwanglos aus der Auslegung, die das 
Berufungsgericht der Klausel gegeben hat. Freilich ist die 
Fälligkeit des Auflassungsahspruches abhängig gemacht wor­
den von der Errichtung eines Heubaues. Indes haben, wie sich 
aus den Darlegungen des Oberlandesgerichts ergibt, die Ver­
tragsparteien diese Verknüpfung gewählt, weil sie von einer 
ordnungsgemäßen Abwicklung des Vertrages ausgegangen sind, 
also keinen Zweifel hegten, daß nach Beseitigung der damali­
gen zeitlichen und baulichen Hindernisse der Verkäufer un­
verzüglich bauen werde. Den Entscheidungsgrtinden des ange­
fochtenen Urteils ist ferner zu entnehmen, däß es nach dem 
Willen der Parteien auf den Zeitpunkt der Erfüllungsmöglich­
keit ankam, daß also Unter der Abstellung auf den Eintritt 
eines bestimmten Ereignisses, nämlich der Errichtung eines 
Heubaues, der Zeitpunkt der Erfüllbarkeit zu verstehen ist. 
Sobald die kriegsbedingten Baubeschränkungen weggefallen'ware 
stand es, so führt, das Berufungsgericht aus, nicht mehr im Be=j 
lieben des Verkäufers, ob und wann er bauen wollte; nach Ab-



lauf einer angemessenen Zeitspanne} die dann für die Durch­
führung des Baues erforderlich war, war der Auflassungsan­
spruch der Beklagten fällig geworden.» Es kommt sonach weder 
darauf an, oh ein Bau errichtet worden ist, noch darauf, oh dei 
Verkäufer wider Treu und Glauben die Ausführung hinausgescho­
ben oder gar endgültig abgelehnt hat. In ähnlicher Weise hat 
das Reichsgericht in einem Ralle, in dem einem Käufer die Zah­
lung eines Restkaufpreises gestundet war bis zu dem von ihm 
geplanten, aber nicht durchgeführten Verkauf seines Hauses, 
nicht den Eintritt dieses Ereignisses, sondern den Ablauf 
einer angemessenen Frist entscheidend für die Fälligkeit des 
Zahlungsanspruches sein lassen (Gruchot 54, 898 [900]). Da 
aber nach der Währungsumstellung, wie das Oberlandesgericht 
ausgeführt hat,- die Errichtung eines neuen Bichtspieltheaters 
möglich geworden war, war nach Ablauf einer angemessenen 
Frist zu dessen Ausführung der Auflassungsanspruch der Be­
klagten fällig geworden* Im Ergebnis ist mithin die Auffas­
sung des Oberiandesgerichts zutreffend, wonach die Fällig­
keit dieses Ansprache^’ bis zum Tode des Verkäufers eingetre­
ten wärs ' -v/; ^ 4 * *, ' :

Die Revision wirft êiä Berui^m|sgericht vor, es habe 
die Bedeutung der Stundujigßäbrede nicht im Zusammenhang mit 
dem Konkurren?verbot der Hr.' IV des!notariellen Vertrags 
untersucht* Häch Auffassung der Revision hätte diese Frü-, 
fung eine grundsätzliche Beschränkung der Ansprüche des 
Käufers dahin ergeben* daß. die Sicherung der anderweitigen 
Einnahmequelle, nämlich^des neuen Lichtspieltheaters, vor 
Erfüllung des Kaufvertrages Verfolgt'sein müsse? die Errich­
tung des Heubaues sei die unerläßliche Voraussetzung:für 
die Erfüllung,Ziq^|etzimg des Verkäufers , gewesen,



Einnahmen aus einem Kinobetrieb als Existenzgrundlage weite* 
hin zu sichern* Indes steht die in Er IV des Vertrages ge-:
troffene Vereinbarung, daB der Käufer kein Konkurrenzunternth-t

. . amen betreiben dürfe, der:den Urteilsgriinden zu entnehmenden, 
Auslegung des Vertrages keineswegs entgegen. Sollte durch di 
hier in Präge stehenden.Klauseln erreicht werden, daß dem 
Verkäufer, bei Aufgabe der bisherigen eine neue Einnahmequel­
le zur Verfügung stehe., so war dieser Sicherung Genüge ge-r 
tan, sobald die Ausführbarkeit des Bauvorhabens feststand8 
Sah der Verkäufer dann "von seinem Plane ab, so kann er nicht 
geltend machen,, die Schaffung einer neuen Einnahmequelle sei 
die unerläßliche Voraussetzung für das Auflassungsbegehren 
des Käufers.

Die rechtliche Würdigung wird auch von dem Hinweis der 
Revision auf.das Verhalten der Beklagten anläßlich einer im 
Jahre 1950/51 durchgeführten Renovierung des alten Kinobe­
triebs nicht berührt* Die Revision meint dazu, indem die 
Beklagte nichts gegen diese mit einem Kostenaufwand von :
20 000 DM erzielte Verbesserung Unternommen habe, in der 
Annahme,, der Verkäufer werde den alten Plan zu einer ihm 
genehmen späteren Zeit noch ausführen., habe sie zum Ausdruck .
gebracht, daß ihr AUflassimgsaiisprueh hoch nicht fällig sei 
Dazu hat das Berufungsgericht festgestellt, die Beklagte 
habe von 1945 bis 1952 nicht auf Erfüllung gedrängt. Bas 
besagt nicht, daß die Beklagte die Pälligkeit ihres Anspruches 
verneint habe.. Baß sich die Kosten für die «Renovierung des Be- 
tri ehe s aus dessen Einnahmen in kurzer Zeit ab tragen lassen I 
konnten, ergibt sich überdies ausdeta Vortrage der Kläger, ■ 
wonach sie jährlicher Betriebseinnahmen von annähernd 20 000 fl*
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zu erzielen vermochten« Schließlich hat der Erblasser, 
wie das Oberlandesgerieht ausführt, kurze Zeit vor sei­
nem Tode der Beklagten erklärt, er wolle nicht mehr bauen. 
Damit war der ihm gewährt« Eeistungsaufschub endgültig 
hinfällig geworden.

II. Das Oberlandesgericht hat die Berufung der Klä­
ger auf den Wegfall der Geschäftsgrundlage nicht anerkannt« 
Es hat hierzti ausgeführts

Beide Parteien seien von der Vorstellung ausgegangen, 
es solle dem Verkäufer ermöglicht werden, weiterhin Einnah­
men aus einem Kinobetrieb zu ziehen. Der Verkäufer habe aber 
mit der Verpflichtung, unter Berücksichtigung der damaligen 
Zeit- und Bauverhältnisse baldmöglichst zu bauen, zugesi­
chert, daß er genügend Geldmittel besitze, um seinen Plan 
zu verwirklichen. Wichts sei dafür vorgetragen worden, 
daß dem Käufer auch nur bekannt gewesen sei, wie und mit 
welchen Mitteln der Verkäufen den Plan habe finanzieren 
wollen. Seit der Wahrungsumstellung bis zu seinem Tode 
wäre für den Verkäufer Gelegenheit gewesen, ein neues.
Dichtspielhaus zu bauen? während dieser Zeitspanne seien 
in Marl mehrere neue Dichtspieltheater errichtet worden.
Die tatsächlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse hätten 
sieh seit der Wähiomgstamstellung für die Jahre 1948/1952 
nicht so grundlegend geändert, daß von einem Wegfall der * 
Geschäftsgrundlage gesprochen werden könne. Der vorzeitige 
Tod der beiden Söhne des Verkäufers sei nicht unvorhersehr 
bar gewesen«. Der Grundbesitz des Erblassers habe durch 
Kriegseinwirkung keinen wesentlichen Schaden erlitten. Auch
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sein Gesamtvermögen habe sich gegenüber 1940 in diesen 
Jahren nicht wesentlich geändert. Die Summe der zur Zeit des 
Vertragsabschlusses zur Verfügung stehenden Mittjel habe auch 
unter Berücksichtigung der Preisveränderungen keine grundle­
gende Veränderung erfahren. Auf die durch die Währungsumstel 
lung eingetretenen Umgestaltungen, die alle betroffen hät- . |£*; 
ten, könnten sich die Kläger im allgemeinen nicht berufen* 
Notfalls hätte der • Verkäufer auf einem andern als dem ursprüaj 
lieh vorgesehenen Grundstück' und in kleinerem Umfange bauen 
müssen. Da für die Zeit von 1948 bis 1952 von einem Wegfall 
der Geschäftsgrundlage nicht gesprochen werden könne, sei es 
unerheblich, ob für die Kläger nunmehr wesentlich andere Ver­
hältnisse bestünden, als sie zur Zeit des Vertragsabschlus­
ses für den Verkäufer bestanden hätten. Die Erben hätten mit 
dem Nachlaß die Pflichten und Verbindlichkeiten ihres Erblas­
sers übernommen.

Die Revision greift diese Ausführungen nicht an. Sie be­
gegnen keinen durchgreifenden rechtlichen Bedenken. Vom Weg­
fall einer Geschäftsgrundlage, die im vorliegenden Palle 
durch die Vorstellungen der Vertragsparteien hinsichtlich , 
der Schaffung einer neuen Erwerbsquelle in Gestalt eines 
neuen Lichtspieltheaters gebildet sein mag, kann nur bei 
grundlegenden, wesentlichen Änderungen der Verhältnisse ge­
sprochen werden, die dem Schuldner beim Pesthalten an der 
Verpflichtung unzumutbare Opfer auferlegen würden. Lediglich 
aus der Verschlechterung der Vermögenslage eines Schuldners 
kann der materiell-rechtliche Einwand des-Wegfalls der Ge­
schäftsgrundlage nicht hergeleitet werden. Mehr als eine 
Verschlechterung der im Jahre 1940 gegebenen Vermögenslage 
des Verkäufers liegt aber nach den Feststellungen des Beru-

'(/ ■
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a

fungsgerichts, soweit es sich um die Jahre 194-8 bis 1952 
handelt, nicht vor. Daß der Verkäufer zur Durchführung 
des Vertrages hätte Opfer bringen müssen, berechtigte ihn 
noch nicht, sich von der im Kaufvertrag übernommenen Ver­
pflichtung zur Auflassung einseitig zu lösen.

III. Die Revision macht dem Berufungsgericht zum Vor­
wurf, die Frage des Unvermögens nicht untersucht .zu haben.
Die Revision sieht darin eine Verletzung der §§ 242, 275 Abs 2 
BGB. Sie ist der Auffassung, die objektive Möglichkeit zum 
Bau eines neuen Lichtspieltheaters habe zur Zeit des Vertrags­
abschlusses bestanden* Die Aufnahme des Wortes "baldmöglichst" 
in den Vertragswortlaut sei daher als Hinweis auf ein Unver­
mögen des Verkäufers zu verstehen. Wenn aber das anfängliche 
Unvermögen zu einem dauernden geworden sei, sei die Verpflich­
tung des Verkäufers zur Leistung entfallen. Alle Veränderun­
gen auf Seiten des Verkäufers seit Vertragsabschluß, gleich 
welcher Art, hätten bei dieser Prüfung beachtet werden müssen: 
auch der Umstand, daß die Kläger zu 2 bis 4 noch minderjäh­
rig seien, das Vormundschaftsgericht aber eine Belastung des 
Grundbesitzes nicht zulasse, ferner, daß nur das gegenwärtig 
betriebene Kinountemebmen eine ausreichende Existenzgrund­
lage den Klägern gewähre, daß andererseits die Beklagte den 
Besitz des verkauften Grundstückes aus Spekulationszwecken 
erstrebe, an dem Grundstück aber sonst kein Interesse habe»
Den Klägern kShne nach alledem nicht zugemutet werden, am 
Vertrag festzuhalbeni .

Auch diese Ausführungen der Revision können das ange- * 
fochtene Urteil nicht zu Fall bringen. Verfehlt ist schon ;
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die Auffassung der Revision, die Errichtung eines Neubaues 
sei dem Verkäufer von Anfang .an unmöglich gewesen. Der Verf 
tragswortlaut gibt hierfür* keinen Anhalt. Daß der Bau zur ' 
damaligen Zeit an sich möglich war, stellt auch die Revision! 
nicht in Abrede. Dann ist es aber unerfindlich, aus welchen 
Gründen gerade der Verkäufer außerstande gewesen sein sollte] 
sein Bauvorhaben durchzuführen. Bedeutsame finanzielle Schute-:* 
rigkeiten haben für ihn nicht bestanden. Er hatte Baureser­
ven zur Verfügung. Ersichtlich nur aus Zweckmäßigkeitsgrün­
den, um gewisse kriegsbedingte Schwierigkeiten zu vermeiden, 
hat der Verkäufer mit der Bauausführung gewartet bis eine 
Besserung insoweit eingetreten sei. Es braucht bei dieser 
Sachlage mithin nicht darauf eingegangen zu werden, ob sich 
etwa aus einem anfänglichen Unvermögen des Verkäufers eine 
dauernde Unmöglichkeit ergeben hat* Im übrigen hätte der 
Verkäufer für ein ursprüngliches Unvermögen einstehen müs­
sen o Maßgebend sind indes folgende Erwägungen?

Die dem Verkäufer und damit den Klägern als seinen 
Rechtsnachfolgern obliegende vertragliche Leistung besteht 
in der Auflassung und BesitzverSchaffung. Zur Errichtung 
eines neuen Kinounternehmens sind sie vertraglich nicht 
gebunden. Das Versprechen, baldmöglichst zu bauen, stellt, 
wie das Berufungsgericht ausgäführt hat,, keine dem Käuferi
versprochene Leistung dar. Es sollte nur den Erfüllungsauf­
schub hinsichtlich Auflassung und Räumung zeitlich begrenzen 
Die Revision trägt selbst.vor, der Neubau sei nicht Gegen­
stand einer Vertragsleistung, es handle sich vielmehr um 
die Schaffung einer im eigenen Interesse gelegenen Voraus­
setzung, von deren Eintritt die Fälligkeit der vertraglichen 
Leistungen abhängig gemacht worden sei. In der Revisionsver-
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Handlung haben die Kläger in diesem Zusammenhang von einer 
Verpflichtung gegen sich selbst gesprochen. Daß es aber dem 
Verkäufer und den Klägern zu irgend einem Zeitpunkt unmöglich 
war, das Grundstück aufzulassen und zu räumen, ist nie behaup­
tet worden.

Eine unmittelbare Anwendung des § 275 BGB - Befreiung 
von der Xieistungspflicht wegen nachträglicher Unmöglichkeit 
oder nachträglichen Unvermögens - kommt daher nicht in Frage.

In der Rechtsprechung ist die sogenannte wirtschaft­
liche Unmöglichkeit der Unmöglichkeit im Sinne des § 275 
Abs 1 BGB dann gleichgestellt worden, wenn die Leistung nur 
noch mit nicht mehr zumutbaren, überobligattx)ncnäßigen Aufwen­
dungen erbracht werden kann, also ungewöhnliche Opfer verlan­
gen oder eine ganz ungewöhnliche Gefährdung der wirtschaft­
lichen Existenz des Schuldners herbeiführen würde (Palendt,
BGB, § 275 Anm 1 b; RGRK, BGB 5 275 Anm 2).. Es handelt sich 
dabei um das Problem der unzumutbaren Vertragserfüllung, ein 
Problem, das mit Rücksicht auf die sich widersprechenden In­
teressen der Parteien vom Standpunkt der ausgleichenden Ge­
rechtigkeit aus nach § 242 BGB zu lösen sein wird. So sind 
jedenfalls die Folgen der wirtschaftlichen Unmöglichkeit die- , 
ser gesetzlichen Bestimmung zu entnehmen; nicht immer ist da­
nach Freiheit, von der LeistungsVerpflichtung gegeben (BGH 
Lind-Möhr § 242 B b Er 12).. Wenn die Kläger vortragen, es 
sei ihnen infolge der sachlichen und persönlichen Veränderun­
gen seit Vertragsabschluß nicht mehr zuzumuten, die ,fVerpfLich­
tung gegen sich selbst’*? zu erfüllen und damit die Vorausset­
zung für die vertraglichen Ansprüche der Beklagten zu schaf- <
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fen, so zielen diese Ausführungen ersichtlich auf den recht« 
liehen Gesichtspunkt der wirtschaftlichen Unmöglichkeit ah. 
Daß die dem Verkäufer obliegende Vertragsleistung - Räumung 
und Auflassung - für die Kläger unerschwingliche Aufwendun­
gen verursachen würde, kann jedoch nach Lage der Dinge ernst­
haft nicht behauptet werden*. Preilich würde der Bau eines 
neuen Lichtspieltheaters erhebliche Kosten mit sich bringen. 
Aber abgesehen davon, daß nach den Ausführungen des Berufung* 
gerichts der Verkäufer in der Lage war, den Neubau zu erstel­
len, kann der Hinweis auf das Pehlen der erforderlichen Mit­
tel die Kläger nicht entlasten. Dem § 279 BGB ist der allge­
meine Gedanke zu entnehmen, daß der Schuldner sein Unver­
mögen zu vertreten hat, das seinen Grund darin hat, daß ihm 
die zur Beschaffung der Leistung erforderlichen Geldmittel 
fehlen (RGZ 75, 335; 106, 181). Dieser rechtliche Gesichts­
punkt muß auch gelten, wenn, wie hier, der Schuldner eine 
im eignen Interesse liegende Voraussetzung zu schaffen, 
eine "Verpflichtung gegen sich selbst" zu erfüllen mangels 
eigner Mittel außerstande ist* Das Oberlandesgericht brauchte 
sich deshalb nicht mit der Behauptung der Kläger zu befas­
sen, eine Beleihung ihres Grundbesitzes zur Bereitstellung 
der erforderlichen Geldmittel zum Neubau eines Kinos sei 
von allen befragten Bankinstituten abgelehnt worden. Kommen 
die Kläger ihrer Verpflichtung nach, ohne einen Neubau errich 
tet zu haben, so verlieren sie allerdings die ihnen bisher 
zufließende Einnahmequelle aus dem jetzigen Lichtspielunter- 
nehmen. Das bedeutet aber nach den Ausführungen des Berufungs 
gerichtes keine ungewöhnliche Gefährdung ihrer Existenzgrund­
lage. Danach steht den Klägern ein" Grundbesitz zur Verfügung» 
dessen Verkehrswert den Einheitswert von 240 000 DM erheblich
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übersteigt. Bin bedeutendes Vermögen bleibt den Klägern, 
wie das Berufungsgericht ausführt, auch dann noch, wenn 
man von einem Schuldenstand von etwa 200 000 DM ausgeht.
Die Kläger erhalten im übrigen noch den Restkaufpreis aus 
dem hier in Präge stehenden Kaufverträge, sie können ferner 
die -Einrichtung des Kinos und die Lizenz gewinnbringend ver­
werten. Bin angemessenes Leben ist, ihnen aus dem ihnen ver­
erbten Vermögen weiterhin gewährleistet. Im übrigen darf 
nicht außer Betracht gelassen werden, daß die Kläger, weil 
die Beklagte nicht drängte»l, noch erhebliche Einnahmen aus 
dem Kinobetrieb zu erzielen in der Lage waren.

Der Entscheidung des Oberlandesgerichts Potsdam 
NJW 1947, 476, auf die sich die Kläger ih der Revisions- 
Verhandlung berufen haben, liegt ein anders gelagerter 
Sachverhalt zugrunde. Die Einhaltung des Vertrages hätte 
dort eine Existenzbedrohung bedeutet.

Auf die sonstigen von den Klägern in diesem Zusammen­
hänge vorgetragenen Gesichtspunkte kommt es nicht an» Das 
Berufungsgericht brauchte sich auch nicht mit den Ausfüh-

* ‘ ' ' Xrungen der Kläger zu befasseny wonach ihr Erblasser sich ge­
nügende Baureserven geschaffen hätte, die durch die TTährungs- 
umstellung zusammengeschrumpft wären. Maßgebend ist, daß der 
Verkäufer nach diesem Ereignis wieder in finanzielle Verhält­
nisse kam, die denen zur Zeit des Vertragsabschlusses gleich- * * / '* , \kamen.

IVi Die Revision macht dem Berufungsgericht schließlich 
unter dem rechtlichen Gesichtspunkt der Verletzung des § 286
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ZPO den Vorwurf, es sei auf das Vorbringen der Kläger, die 
Beklagte erstrebe den Besitz des Grundstücks nur zu Speku­
lationszwecken, nicht eingegangen. Die Revision übersieht 
dabei, daß die Beklagte diese Behauptung nicht nur bestxrlt- 
ten, sondern erklärt hatte, sie benötige das Haus dringend 
für ihre eignen geschäftlichen Zwecke (Bl 106 R, 126 GA).
Im übrigen widerspricht das Vorbringen der Kläger, die Be­
klagte benötige diese Räume nicht, ihrer Behauptung, die 
Beklagte sei wegen ihrer nicht gerade glänzenden finanziel­
len Situation auf weitere Einnahmen dringend angewiesen.

Von einer Ortsbesichtigung in den Geschäftsräumen der 
Beklagten brauchte sich das Berufungsgericht bei dieser Sach­
lage nichts zu versprechen. Sie ist mit Recht unterblieben.

♦
,Bie Revision erweist sich sonach als unbegründet.

♦, x
Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 ZPO.

Br. Tasche Bf. Augustin Schuster
Rothe Br. Freitag
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